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1. Kapitel 

Einleitung 

§ 1 Aufzeigen des Problems 

Die Haftung gegenüber Dritten für fahrlässig verursachte primäre Vermö-
gensschäden, die auf unrichtigen Auskünften, Ratschlägen oder Empfehlun-
gen beruhen, liegt im Schnittpunkt zweier rechtlich schwieriger Bereiche. 
Zum einen ist es das Problem der Auskunftshaftung und zum anderen dasje-
nige des außervertraglichen Ersatzes primärer Vermögensschäden. Die vorlie-
gende Untersuchung wird die dogmatischen Grundlagen der Auskunftshaftung 
betrachten und darstellen. Dagegen werden nicht die Gesichtspunkte der 
näheren Ausgestaltung der Haftung nach Kausalität, Sorgfaltsmaßstab, 
Verschulden, Umfang des Schadensersatzes und Verjährung betrachtet. 
Hinsichtlich der zu untersuchenden Sachverhalte geht es in der vorliegenden 
Arbeit um die Haftung für Auskünfte in einem weiteren Sinne, worunter hier 
auch die Erteilung von Rat und Empfehlung gefaßt werden soll1, weil zwi-
schen diesen Erscheinungsformen keine unterschiedliche rechtliche Behand-
lung stattfindet2 und eine Trennung sich nicht immer genau durchführen 
läßt.3 Hier teilt§ 676 BGB etwas heute Selbstverständliches4 mit, nämlich daß 

1 Ebenso verfahren Bischojf, S. 2, und Dickes, S. 8. 
2 Ennan!Hauß § 676 Rn. 1; Jauemig/Vollkommer § 676 Rn. 1; Musielak, Haftung, S. 6: 

.,unstreitig"; Wiegand, S. 68 u. 69 Fn. 48; aufUnterschiede in der lntensität der geschuldeten Bemü-
hung des Mitteilenden, je nachdem ob es sich um die Erteilung eines Rates, einer Empfehlung oder 
einer Auskunft handelt. worauf Jost, S. 11, eingeht. konunt es in der vorliegenden Arbeit nicht an; 
denn in ihr geht es um die dogmatischen Gnmdlagen der Haftung, aber nicht um die Anforderungen an 
die Sorgfalt des Auskunftgebers. 

3 Staudinger!Karl Schtifer § 826 Rn. 267; Suhr, S. 3; Weiser, S. 3; zum Common Law ebenso die 
Entscheidung San Sebastian Pty. Ud. v. Minister Administering The Environmental Planning and 
Assessment Act 1979 (1986) 68 AL.R. 161 (High Court of Australia), 170 (per Gibbs CJ.,Mason, 
Wilson and Dawson JJ.): ..... the distinction between infonnation and advice is an unnecessary and 
often difficult one to draw"; gegen eine solche Unterscheidung auch Dugdale/Stanton, S. 104 (Nr. 
7.14); eine Abgrenzung zwischen Rat und Auskunft wird vorgenommen in OLG Karlsruhe, Urt. v. 
30.12.1987, 11 U 29/87, WM 1988,411,412, sowie vonNeumann, S. 84 f. 

4 Milnchener Kommentar/Seiler § 676 Rn. 2; Stahl, S. 37, im Anschluß an Leonhard, § 133, s. 256. 
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sich aus einer Auskunft allein keine Haftung des Auskunftgebers ergibt, 5 son-
dern nur aus Vertrag oder Delikt. 

Eindeutige Fälle eines Auskunfts- oder Beratungsvertrages bieten keine 
Schwierigkeit, eine Haftung zu begründen. 6 Anders ist das gegenüber Dritten. 
Wenn nämlich ein Vertrag nicht ganz eindeutig besteht, also nicht ausdrück-
lich geschlossen worden ist, kommt das Deliktsrecht in Betracht. In diesen 
Fällen fehlt es aber bei primären Vermögensschäden an der Verletzung eines 
der in § 823 I BGB genannten Rechte oder Rechtsgüter. 7 Damit gelangt man 
zu dem zweiten rechtlich schwierigen Bereich: der Haftung für primäre Ver-
rnögensschäden. Das deutsche Deliktsrecht ist zurückhaltend in der Gewäh-
rung von Ersatzansprüchen bei solchen Schäden. Ersetzt werden sie unter den 
-jedenfalls dem Wortlaut des Gesetzes nach - engen Voraussetzungen von 
§ 826 BGB (wobei also Vorsatz verlangt wird) und bei der Verletzung eines 
Schutzgesetzes nach § 823 II BGB. Einschlägige Schutzgesetze fehlen in die-
sen Fällen aber meist. 

Die enge Verbindung dieser beiden Problernbereiche8 ist nicht zufällig, son-
dern ergibt sich daraus, daß Auskünfte oft ohne ausdrücklichen Vertrag erteilt 
werden, 9 was sich aus ihrer Flüchtigkeit ergibt und daraus, daß Informationen 
leicht und oft ohne Aufwand zu übermitteln sind.10 Außerdem will sich der 
Auskunftgeber oft nicht ausdrücklich binden. 1! Im modernen Wirtschaftsleben 
ist es infolge seiner Kompliziertheit in der Erbringung und im Absatz von 
Leistungen immer häufiger erforderlich, dritte Personen als vertragsunbe-
teiligte Leistungsträger heranzuziehen. 12 Sie erbringen ihre Leistung, oft eine 
Auskunftserteilung, ohne vertragliche Beziehung zu den Empfängern, die die 
Auskunft letztlich erhalten. 13 Diese ,,faktischen Destinatäre" treffen aber die 
Folgen etwaiger Fehler.14 Die Beziehung zu primären Vermögensschäden ent-

5 Grunewald, JZ 1982, 627, 627; Honsell, JuS 1976, 621, 621; Suhr, S. 3. 

6 Loges, S. 17. 

1 Vgl. zur Unterscheidung: Esser/Weyers, §55 II einerseits und§ 55 12 andererseits; Münchener 
Kommentar!Mertens Vor§§ 823-853 Rn. 1;Palandt/I'homas § 823 Rn. 1. 

8 Dazu Damm, JZ 1991,373,374. 

9 Lorenz, FS Larenz 1973, S. 575, 576. 

10 Vgl. Jost, S. 219: "besonders leichte (inunaterielle) Übertragbarkeit" von Informationen. 

11 Dirichs, WM 1976, 1078, 1078, bei Fn. 6 u. in Fn. 6: Banken wollen keine unnötigen rechtli-
chen ,,KlimmzQge" machen; Paul, S. 2; Stevens (1964) 27 M.L.R. 121, 151 zu Banken. 

12 Picker, AcP 183 (1983), 369, 493; Picker, JZ 1987, 1041, 1043. 

13 Picker, JZ 1987, 1041, 1043. 

14 Picker, JZ 1987, 1041, 1043. 
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springt der Tatsache, daß das Hauptanwendungsgebiet für Auskünfte der wirt-
schaftliche Bereich ist. 15 Hier kommt es zu primären Verrnögensschäden, 
wenn wirtschaftliche Entscheidungen durch falsche Auskünfte fehlgeleitet 
werden. 16 

Die Auskunftshaftung ist daher für sich selbst von Bedeutung, aber auch als 
Anwendungsgebiet oder Beispiel für den Ersatz primärer Verrnögensschä-
denP Sie kann Vorreiter oder aber Besonderheit in einer allgemeinen Ent-
wicklung im Bereich der Ersatzfähigkeit primärer Vermögensschäden sein.18 

Das Thema ist also folgendermaßen einzugrenzen: 
Zwischen dem geschädigten Auskunftsempfiinger und dem Empfiinger der 

Auskunft, der geschädigt wird, besteht nicht eindeutig ein die Auskunftsertei-
lung regelnder Vertrag und auch kein Vertrag, aus dem sich die Auskunftsee-
teilung als Nebenpflicht ergibt. 

Der Auskunftgeber gibt die Auskunft nicht mit Vorsatz falsch. Die falsche 
Auskunft fiihrt beim Empfiinger zu einem primären Verrnögensschaden, wenn 
auch erst durch eine daran orientierte Handlung oder Entscheidung. 

Dieser abstrakt beschriebenen Thematik sind verschiedene Fallgruppen zu-
zuordnen, die diesen Erfordernissen entsprechen. 

§ 2 Fallgruppen 

Da das oben abgesteckte Gebiet der Arbeit einen weiten Bereich umfaßt, bie-
tet es sich an, es in bestimmte Fallgruppen einzuteilen, um einen besseren 
Überblick zu erlangen. Verschiedene Vorschläge für die Bildung von Fall-

15 So auchJost, S. 39. 

16 Vgl. Lord Bridge o[Harwich in Caparo Industries Pie. v. Dickman [1990)2 AC. 605 (H.L), 
619 B: "The darnage which may be caused by negligently spoken or written word will normally be 
contined to economic loss sustained by those who rely on the accuracy of the information or advice 
they receive as a basis for action." 

17 Hohloch, NJW 1979, 2369, 2371, erwähnt die exemplarische Bedeutung der Auskunftshaftung 
filr den Einsatz des Vertragsrechts zwn Schutz gegen primäre Vermögensschäden. 

18 Wie es mit der Entscheidung Hedley Byme & Co. Ltd. v. Heller & Partners Ud.[1964) AC. 465 
(H.L.) im englischen Recht der Fall war (siehe zur Wirkung dieser Entscheidung: Fridman, S. 290 
(Nr. 12.35) und Brown (1972) 2 Auckland U.LR. 50, SO). Gewöhnlich wird im englischen Recht filr 
primlre Vermögensschäden kein Schadensersatz aus einem delik.tischen Anspruch, der nur Fahrläs-
sigkeit zur Voraussetzung hat, gewahrt: Salmond & Heuston, 19. Aufl, S. 227 f.; Winfield & Jolo-
wicz, S. 84, 88. 
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